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Verkehrspolitik

Einleitung

Im Verkehrsraum treff en die unterschiedlichsten Bedürfnisse und 
Anforderungen der verschiedenen Teilnehmer aufeinander. Anders 
als noch vor zwei bis drei Jahrzehnten ist der Einzelne heute viel 
weniger auf ein bestimmtes Verkehrsmittel festgelegt, so dass eine 
prinzipielle Bevorzugung oder Benachteiligung bestimmter Ver-
kehrsträger nicht sinnvoll ist. Ziel ist mehr Bewegung als Stillstand.
 
Fahrradstadt Hannover

Radfahrer sollen es in Zukunft  leichter haben im Straßenverkehr 
durchzukommen. Das wollen wir erreichen durch „grüne Pfeile“ 
für Rechtsabbieger an Radfahrerampeln, mehr für Radfahrer in 
beide Richtungen nutzbare Einbahnstraßen und mehr Zwei-Rich-
tungs-Radwege. Außerdem fördern wir den Ausbau von Abstell- 
und Anschließmöglichkeiten sowie Fahrradboxen.

Verkehrsflussförderung/Kostensenkung

Mit der Verringerung der Straßenschilder auf Grundlage der „Sha-
red Space“ Planungsphilosophie wollen wir die Informations-
fl ut auf die Verkehrsteilnehmer und Kosten für die Aufstellung 

heißt, sich zu bewegen, nicht zu stehen
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und den Unterhalt verringern. Die Überprüfung aller bestehenden 
Verkehrsschilder und Ampeln auf ihre Notwendigkeit soll durch 
eine gemeinsame Kommission von Sachverständigen, Polizeiver-
treter, Stadt- oder Gemeindevertreter, Verkehrsclubs und anderer 
Beteiligter stattfinden.

Ampelanlagen reduzieren und umbauen

Durch intelligente Ampelschaltungen soll der Verkehrsfluss auch 
für Autofahrer effizienter werden. Intelligentere Ampelschaltun-
gen verkürzen die Standzeiten der Verkehrsteilnehmer und sorgen 
somit für niedrigere Emissionen. Zu Schwachlastzeiten sollen noch 
mehr Ampelanlagen abgeschaltet werden und Fußgängerampeln 
zu sogenannten „Schlafampeln“ umgerüstet werden. Schlafam-
peln sind in der Regel vollständig abgeschaltet, sodass Fußgänger 
jederzeit die Straße überqueren dürfen. Bei Bedarf kann die Ampel 
aktiviert werden und den Verkehr aktiv regeln.
 
E-Mobilität

Wir streben eine Ausweitung des Netzes von öffentlichen Schnell-
ladestationen für E-Cars an, um die Attraktivität für elektronische 
Fahrzeuge zu steigern. P+R Plätze an den Stadtgrenzen, sowie 
Bahnhöfe eignen sich für die Aufstellung der Stationen. Möglich-
keiten der Attraktivitätssteigerung wie kostenfreie Nutzung von 
bewirtschafteten Parkplätzen oder Inanspruchnahme von Busspu-
ren werden wir fördern. Die Umstellung des Fuhrparks der Stadt 
und Region auf E-Fahrzeuge regen wir an.
 
Parkraum

Mit der Umwandlung von Längsparkplätzen in Schräg- oder Quer-
parkplätze überall dort, wo eine entsprechende Straßenbreite dies 
ohne unzumutbare Einschränkungen für den fließenden Verkehr 
ermöglicht, sorgen wir für zusätzlichen Parkraum. Sonstige bauli-
che Maßnahmen dürfen nicht zu einem dauerhaften Verlust von 
Parkraum führen.
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Fahrscheinloser ÖPNV

Wir regen eine Machbarkeitsstudie zur Einführung des allgemei-
nen, umlagefinanzierten, fahrscheinlosen ÖPNV an. Unseren Be-
rechnungen nach müssten dafür alle Bürger in der Region Hanno-
ver, die schon jetzt für die Nutzung von Bussen und Bahnen zahlen, 
monatlich maximal € 28,- unter Wegfall bisheriger Subventionen 
bzw. € 15,- bei deren Beibehaltung entrichten.
 
Ausbau des ÖPNV

Um den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) flexibler zu ge-
stalten, soll überprüft werden, ob sich die stärkere Nutzung alter-
nativer Modelle wie Rufbusse oder Taxis lohnen. Diese sollen dann 
ebenso in die GVH-Tarife integriert werden. Des weiteren müssen 
die Leistungen weiterhin strenge Mindeststandards erfüllen, damit 
die Arbeitsbedingungen, Qualifikationen, Sauberkeit und Qualität 
der Fahrzeuge sowie die Sicherheit nicht unter der zunehmenden 
Privatisierung leiden.
 
Vollendung der Stadtbahn-Tunnel

Die D-Linie (Linien 10 und 17) fährt derzeit oberirdisch, was ur-
sprünglich nur ein Provisorium war! Es bestehen Bauvorleistun-
gen, die den 50 Jahre alten Plan, auch die D-Linie unterirdisch zu 
legen, begünstigen würden. Damit bestünden die Möglichkeiten, 
Linden-Nord und Ahlem besser anzuschließen, bessere Umsteige-
möglichkeiten in der Stadt zu schaffen und weitere Teile der Stadt 
wie die östliche Südstadt an das Tunnelnetz anzuschließen. Für den 
Bereich der Limmerstraße wollen wir prüfen lassen, inwieweit als 
Alternative zum D-Tunnel in diesem Bereich eine Umleitung über 
Köthnerholzweg und Fössestraße zu einer Entzerrung des Verkehrs 
beitragen kann.
 
Kostenfreie Mitnahme von Tieren im ÖPNV

Die Piraten setzen sich für die kostenfreie Mitnahme von Haustieren 
in Bussen und Bahnen des GVH analog zu den Bedingungen der kos-
tenfreien Fahrradmitnahme ein. Eine Beeinträchtigung von Perso-

nen und Sachen soll dabei ausgeschlossen sein.
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Einleitung

Die Ziele der Sozialpolitik der Piraten Hannover sind unabhängig 
von Herkunft , Alter, Geschlecht oder sonstiger persönlicher Um-
stände am gesellschaft lichen Leben. Wir wollen die Teilhabe an der 
Gesellschaft  gleichermaßen für alle Menschen sicherstellen.

Ehrenamt fördern

Wir wollen die Attraktivität des Ehrenamtes auf kommunaler Ebe-
ne fördern. So werden wir erkunden lassen, welche Vergünstigun-
gen bei der Nutzung des ÖPNV realisierbar sind und welche kom-
munalen Leistungen die Besitzer einer niedersächsischen oder 
länderübergreifenden Ehrenamtskarte vergünstigt oder kostenfrei 
erhalten können.

Sozialpolitik
heißt, niemanden zu benachteiligen
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Umsetzung der UN-Behindertenkonvention

Die Umsetzung noch nicht in die städtische Politik und Verwaltung 
eingegangener Bestandteile der UN-Behindertenrechtskonvention 
muss vorangebracht werden. In enger Abstimmung mit Betroffe-
nenorganisationen werden wir entsprechende Anträge in die Räte 
einbringen.

Öffentliche Gebäude

Wir fordern, dass bei öffentlichen Gebäuden die Abmessungen und 
das Traggewicht von Fahrstühlen auch auf elektrisch betriebene 
Rollstühle abgestimmt werden. Ebenso sollen die Sanitäranlagen 
stets auf die Bedürfnisse von Rollstuhlfahrern abgestimmt sein. Sie 
sind mindestens mit einer Kabine für Rollstuhlfahrer und Rollstuhl-
fahrerinnen auszustatten. Damit diese nur von diesem Personen-
kreis benutzt werden kann, sollen diese WC-Räume nur mit dem 
Euroschlüssel (Bundesweiter Toilettenschlüssel) bedienbar sein.

Altersdiskriminierung für Schüler, Studenten und Rentner 

abschaffen

Altersbeschränkungen bei der Nutzung öffentlicher kommunaler 
Einrichtungen in der Region Hannover, die ein Höchst- oder Min-
destalter vorsehen, sollen aufgehoben werden.

Geschlechterpolitik

Eine geschlechterspezifische Benachteiligung gegenüber Frauen, 
Homosexuellen oder Transgendern ist als gesellschaftliche Aufga-
be vor Ort in allen Bereichen abzuschaffen. Geschlechterdiskrimi-
nierender Gewalt gegen Menschen jeden Geschlechts ist offensiv 
zu begegnen; Zugang zu Hilfseinrichtungen wie z.B. Frauen- und 
Männerhäusern, sowie anderen Beratungsstellen ist barrierefrei 
und anonym, jederzeit und ohne Restriktionen zu gewährleisten.
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Vereine und Jugendhäuser

Die Piraten setzen sich für den Erhalt und die Unterstützung aller 
Vereine und Jugendhäuser ein, da diese wichtige gesellschaftliche 
Begegnungsstätten sind. Die Förderung kulturellen Austausches 
durch Sport- und Musikvereine sowie Jugendhäuser ist besonders 
für Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund wichtig. Da-
durch werden sprachliche und kulturelle Barrieren minimiert und 
das Zusammenleben erleichtert.
 
Hilfsprojekte und Treffpunkte für Wohnungslose

Der Erhalt von Hilfsprojekten und Treffpunkten für Wohnungslose 
muss sichergestellt sein. Wo eine Aufgabe von Räumlichkeiten zu 
deren Versorgung droht, muss die Verwaltung die Schaffung räum-
licher Alternativen unterstützen.

Kommunale Möglichkeiten der Asylgewährung nutzen

Abschiebungen von sich rechtsstaatlich verhaltenden Flüchtlin-
gen sollen ab sofort unterbleiben für Schwerbehinderte, Senioren, 
Schwangere, Alleinerziehende, Minderjährige und Personen mit 
Traumata. Ebenso bei Personen, die bereits seit über fünf Jahren 
geduldet sind oder vor einer Bestrafung für eine Tat geflohen sind, 
die hierzulande straffrei ist. Personen, die in einer familiären Bezie-
hung 1. und 2. Grades zu Vorgenannten stehen, sollen auch nicht 
mehr abgeschoben werden. Des weiteren sollen keine Abschiebun-
gen mehr erfolgen, wenn im Heimatland kalter Winter ist, wenn 
im Heimatland Bürgerkrieg herrscht, die Politik einer kriminellen 
Struktur gewichen ist oder der Staat durch UN- oder NATO-Truppen 
gesichert wird. Nachtabschiebungen sind ebenfalls auszusetzen.
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Sprach- und Integrationskurse für jeden Bedarf

Die Integration eines Menschen in ein neues Umfeld hängt sehr 
stark von der Beherrschung der jeweiligen Umfeldsprache ab. 
Aus diesem Grund muss ungehinderter und zeitnaher Zugang zu 
Sprachkursen für alle Menschen gegeben sein. Die Förderung mit 
Fokus auf die individuellen Anforderungen des Lernenden können 
von Volkshochschulen und anderen lizenzierten Trägern durchge-
führt und aus kommunalen Mitteln finanziert werden. Eine erfolg-
reiche Integration ermöglicht langfristig Chancen auf besser be-
zahlte und höher qualifizierte Arbeitsstellen.

Verwaltungsstrukturen für Zuwanderung verbessern

Wir halten die interkulturelle Schulung von Verwaltungsmitarbei-
tern und Beamten der Behörden und Einrichtungen für sinnvoll, 
wenn diese in ihrem Arbeitsgebiet vorzugsweise Kontakt mit Men-
schen mit Migrationshintergrund haben. In der Regel sind diese für 
Zuwanderer die ersten Ansprechpartner und Vermittler. Sie sollten 
deswegen, neben ihrem Fachwissen, weitergehende Kenntnisse 
über andere Kulturen und Sprachen haben. Mitarbeiter mit Migra-
tionshintergrund sollen für diesen Bereich bevorzugt eingestellt 
werden. Die VHS-zertifizierte Gruppe der Integrationslotsen mit 
Migrationshintergrund soll erweitert und breiter bekannt gemacht 
werden.

Aussetzung der 1-Euro-Jobs

Die Vergabe von 1-€-Jobs durch die Arbeitsagenturen und Jobcen-
ter der Region Hannover soll unterbunden werden. 1-Euro-Jobs 
führen nicht zu Dauerarbeitsplätzen. Privatwirtschaftliche An-
bieter, die diese Arbeiten erledigen können, sind praktisch nicht 
vorhanden. Der Verdrängung von regulären Arbeitsplätzen durch 
staatliche Subventionierung muss Einhalt geboten werden.
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Einleitung

Die Gesundheitspolitik der Piraten Hannover orientiert sich in ers-
ter Linie am Wohl des Patienten. Für uns zeichnet sich eine gute 
Gesundheitsversorgung durch ihren einfachen, unkomplizierten 
und selbstverständlichen Zugang für betroff ene Menschen aus, 
der eine Behandlung nach aktuellem Stand wissenschaft licher Er-
kenntnisse ermöglicht.

Transparenz im Gesundheitssystem

Die Piraten fordern die Veröff entlichung, verständliche Aufberei-
tung und priorisierte Weiterentwicklung von Qualitätsmerkmalen 
im Klinikum Region Hannover. Der Umstand, dass es für Betroff ene 
kaum möglich ist, die Qualität der ärztlichen Behandlung im Kran-
kenhaus zu überprüfen, ist dringend zu ändern.

Patientenvertretung stärken

Wir wirken darauf hin, dass die Seite der Patientenvertretung 
mit Stimmrecht ausgestattet und ein gleichberechtigter Teil 

Gesundheitspolitik

heißt, den Patienten in den Vordergrund zu stellen
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der Selbstverwaltungsorgane des Klinikums Region Hannover wird. 
Die Patientenvertretung ist finanziell und organisatorisch mit dem 
Ziel größerer Transparenz unabhängig auszustatten.

Überversorgung abbauen

Bei der Bedarfsplanung ist jede Abweichung vom Durchschnitt der 
Versorgungsdichte im ärztlichen Gesundheitswesen öffentlich zu 
begründen. In Großstädten sind je Einwohner deutlich mehr Ärzte 
angesiedelt als in ländlichen Regionen. So ist auch der Zugang zu 
medizinischen Angeboten für Menschen in der Region Hannover 
ebenfalls stark abhängig von ihrem Wohnort.

Unterversorgung vermeiden

Wir betrachten die Gewährleistung der Gesundheitsvorsorge und 
Behandlung von Krankheiten als Fürsorgepflicht des Staates. Des-
halb befürworten wir Initiativen, die einen Erhalt von Kliniken und 
ärztlichen Diensten in öffentlicher Trägerschaft zum Ziel haben. In 
der Region Hannover darf es nicht zu einer weiteren Reduzierung 
an Krankenhauskapazitäten mit Notfall- und Geburtenmedizin 
kommen, wie dies in der Vergangenheit geschehen ist. Wir mei-
nen, es sind die bestehenden Kapazitäten auszubauen und neue 
zu schaffen. Drei Krankenhäuser, die Notaufnahmen besitzen, und 
eines mit Geburtsstation sind für 600.000 Einwohner im Umland 
definitiv zu wenig.

Verbesserte Situation für psychiatrische und  

psychotherapeutische Patienten

Wir streben eine psychiatrische und psychotherapeutische Versor-
gung an, die Bedürfnisse der Patienten in den Mittelpunkt stellt. 
Wir fordern darüber hinaus den zielgerichteten und zeitnahen Aus-
bau der gemeindenahen psychiatrischen Versorgung, eine inklusi-
ve Arbeitsmarktpolitik für Menschen mit psychischen Störungen, 
sowie eine deutliche Verbesserung der rechtlichen Situation von 
Menschen mit psychischen Störungen.
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Vertragsarztsitze im Umland fördern

Wohnortnah müssen ausreichend Ärzte aller Fachrichtungen ver-
treten sein. In ländlichen Regionen mit Unterversorgung sind auch 
das Modell mobiler Arztpraxen und die Anstellung von Ärzten 
durch die Kommunen eine sinnvolle Ergänzung und zu fördern. Zur 
Schließung von Versorgungslücken werden wir uns dafür einset-
zen, dass Kommunen das Recht nutzen, Vertragsarztsitze zu über-
nehmen oder einzurichten und dort Ärzte anzustellen.

Stärkung der Versorgungsforschung

Wir möchten massiv die Versorgungsforschung im öffentlichen Be-
reich stärken. Die Finanzierung soll durch die Einführung einer Po-
sitivliste erfolgen, wie sie in der Mehrzahl der europäischen Länder 
existiert. Sie garantiert, dass Patienten nur Arzneimittel mit einem 
hohen Grad an Nutzen und Bewährungsgrad, sowie einem ver-
nünftigen Kosten-Nutzen-Verhältnis verschrieben werden. Mit den 
Einsparungen soll die nicht-kommerzielle Forschung im Bereich 
der Arzneimittel gefördert werden.

Gesundheitliche Bildung

Es besteht wissenschaftliche Einigkeit, dass Bildung und Umwelt-
faktoren große Auswirkungen auf die Gesundheit von Menschen 
haben. Wir setzen uns für die Erprobung eines Faches „Gesund-
heitsbildung“ in Schulen ein, in dem vermittelt wird, welche Fakto-
ren sich positiv und negativ auf die Gesundheit auswirken und wie 
man sie erhalten kann.

Notfallmedizin

Programme zur Förderung von Ersthelfermaßnahmen in Allge-
mein- und Weiterbildenden Schulen sollen Bestandteil allgemeiner 
Ausbildung werden. Die Überlebenschancen von Menschen hän-
gen in Notfallsituationen unmittelbar von der Reaktion beteiligter 
Mitmenschen ab. Ein angemessenes Verhalten in Notfallsituatio-
nen soll auch durch die Einrichtung und Förderung von Schulsa-
nitätsdiensten auf freiwilliger Basis erleichtert werden. Die 
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Verbreitung von Defibrillatoren im öffentlichen Raum der Region 
Hannover ist zu fördern.

Absenkung der Hilfsfrist in der Region

Schnelle Hilfe rettet Leben. Die bisherigen Regelungen sehen für 
95% der Einsatzfälle vor, innerhalb von 15 Minuten am Einsatzort 
zu sein. Dies wollen wir auf 12 Minuten senken. Gerade im ländli-
chen Bereich ist mit Absenkung der Krankenhausdichte eine Situa-
tion entstanden, die schnelle Hilfe vor Ort ermöglichen muss.

Mehr Psychiatrische Institutsambulanzen

Wir unterstützen das Konzept der multiprofessionellen psychiatri-
schen Institutsambulanzen als Teil der gemeindenahen psychiatri-
schen Versorgung und setzen uns für den weiteren flächendecken-
den Ausbau in der Region Hannover ein. So werden psychiatrische 
Institutsambulanzen an den psychiatrischen Abteilungen in den 
Allgemeinkrankenhäusern errichtet. Die Ansiedlung von psychia-
trischen Abteilungen mit psychiatrischen Institutsambulanzen in 
zentraler, leicht erreichbarer Lage ist umzusetzen.

Bausteine der komplementären Versorgung

In allen Gebietskörperschaften sollen die Strukturen der sozialen, 
komplementären Versorgung für Menschen mit psychischen Stö-
rungen bedarfsdeckend aufgebaut bzw. (bei Trägerschaft von ge-
meinnützigen Vereinen) durch entsprechende Fördermittel erhal-
ten werden. Diese komplementäre Versorgung ist das Kernstück 
der sozialen Inklusion; dazu gehört vor allem die Unterstützung in 
den Bereichen Wohnen, Arbeit und Freizeit.
 
•	 Wohnen: Die meisten psychischen Störungen treten erst-

malig in der Jugend und im frühen Erwachsenenalter auf. 
Für diesen Personenkreis haben sich betreute Wohn-
gemeinschaften ebenso bewährt wie für Menschen zur 
„Wiederbeheimatung“, für Langzeitpatienten und de-
ren Rückführung sowie für Menschen, die in sog. „Hei-
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me“ verschoben und dort ausgegrenzt wurden. Sol-
che Wohngemeinschaften, möglichst unter Betreuung 
von Sozialarbeitern, sind bedarfsdeckend einzurichten. 

•	 Arbeit: Die Arbeitssituation von betroffenen Menschen ist 
häufig fatal; entweder bleibt ihnen der 1. Arbeitsmarkt auf-
grund einer Stigmatisierung verschlossen, oder sie sind tat-
sächlich den Anforderungen nicht gewachsen. In Regionen, 
in denen langjährig sozialpsychiatrisch gearbeitet wurde, 
entstand eine Palette von Arbeitsmöglichkeiten im 3. Ar-
beitsmarkt, von einfachen Zuverdienstfirmen bis zu kom-
plett autonomen Firmen, die weitergeführt werden müssen. 

•	 Freizeit: Die Freizeit sinnvoll mit anderen gestalten zu kön-
nen, ist für Menschen mit psychischen Störungen nicht 
so einfach umzusetzen, wie für anders positionierte Men-
schen.  Diverse Clubs, gemeinsame Treffpunkte für Betrof-
fene und nicht Betroffene, Patientencafés sowie Projekte 
im Stadt- und Landleben sind daher notwendige Bausteine 
einer komplementären sozialpsychiatrischen Versorgung. 

•	 Tagesstätten: Im Gegensatz zu Tageskliniken findet in Ta-
gesstätten keine medizinische Versorgung statt, sondern 
Therapeuten aller Ausbildungstypen (z.B. Ergo-, Kunst- und 
Musiktherapeuten etc.) gestalten zusammen mit Beschäftig-
ten der Gesundheits- und Krankenpflege, Sozialarbeit und 
engagierten Bürgern den Alltag der Betroffenen. Tagesstät-
ten haben sich als besonders unterstützend erwiesen, wenn 
an Demenz Erkrankte von ihren berufstätigen Angehörigen 
oder Bekannten versorgt werden und müssen daher flächen-
deckend angeboten werden.
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Drogen- und 

Suchtpolitik

Einleitung

Das Ziel unserer Drogen- und Suchtpolitik ist eine selbstverant-
wortliche und sozialverträgliche Genusskultur. Dafür streben wir 
die Zusammenarbeit mit allen gesellschaft lichen Gruppen an, die 
sich vorurteilsfrei mit dem Konsum von psychotropen Substanzen 
und deren Folgen auseinandersetzen. Gemeinsam werden wir eine 
Politik betreiben, die riskantem Drogengebrauch durch Prävention 
entgegenwirkt sowie Risiko-Konsumenten und Schwerstabhängi-
gen durch Therapieangebote hilft . Der Gesetzgeber darf nur dort 
eingreifen, wo die Schutzrechte anderer berührt sind; er muss ei-
nen effi  zienten Jugend- und Verbraucherschutz sicherstellen und 
das organisierte Verbrechen eindämmen. 

Prävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe

Wir treten dafür ein, dass eine umfassende Aufklärung über Dro-
gen, ihren Gebrauch und mögliche Folgen sich nicht nur auf 

heißt, Konsumenten und Nichtkonsumenten zu schützen
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die Schule beschränkt, sondern sich an die ganze Gesellschaft 
richtet. Ärzte, Krankenhäuser, Bürgerämter, Sozialdienststellen, 
Jugendzentren und ähnliche Einrichtungen sollen geeignete Infor-
mationsmaterialien bereithalten und Ansprechmöglichkeiten bie-
ten. Präventionsprogramme sind zielgruppengerecht gemeinsam 
zu gestalten.

Einsatz von Streetworkern und Sozialarbeitern

Die Piraten fordern, den Einsatz von Streetworkern und Sozialar-
beitern vor allem in bisher unterversorgten Kleinstädten und länd-
lichen Gebieten der Region Hannover unter besonderer Berück-
sichtigung des Suchtstoffes Alkohol auszubauen. Die Mittel für 
niedrigschwellige Hilfsangebote in der Suchthilfe sind deutlich auf-
zustocken. Die präventive Arbeit muss dabei stoffliche und nicht 
stoffgebundene Süchte gleichberechtigt einschließen.

Programme zur Begleitung

Die Piraten denken, konsumbegleitende Programme und Hilfsan-
gebote für Suchtberatung müssen ausgeweitet werden. The-
rapiemöglichkeiten sind so früh wie möglich und nicht erst bei 
bestehender Abhängigkeit oder bei bereits eingetretenen Fol-
geerkrankungen anzubieten und nicht ausschließlich auf Absti-
nenz ausgerichtet sein. Wir fordern ein regionsweites Angebot von 
Drogenkonsumräumen als weiteres wichtiges Element der Scha-
densprävention und -minderung.

Diamorphin-Programme verstärken

In einem Vergleichsversuch zwischen Methadon- und Diamorphin-
behandelten war festzustellen, dass die Behandlung mit Diamor-
phin im direkten Vergleich zu signifikanten Verbesserungen in der 
allgemeinen gesundheitlichen und sozialen Situation von Opioid-
abhängigen führte. Wir wollen den umgehenden und weitläufigen 
Ausbau der bestehenden Strukturen einleiten. Die Anzahl der 



36

Abgabestellen von Diamorphin zur Behandlung von Opioidabhän-
gigen muss erhöht, die Verfügbarkeit gesteigert und vereinfacht 
werden. Unter Umständen sind verpflichtende fachbezogene Wei-
terbildungen für medizinisches Personal, Therapeuten und Mitar-
beiter der sozialen Dienste einzuführen.

Lizenzierte Fachabgabestellen - jetzt einführen

Wir möchten Modellversuche für lizenzierte Fachabgabestellen für 
den Verkauf von Tabak, Liquids für e-Zigaretten, Spirituosen und 
anderen psychotropen Substanzen einführen. Jugendlichen ist der 
Zutritt dort strengstens zu untersagen. Der Verbraucherschutz 
soll durch den Einsatz von qualifiziertem Personal, Beratungs- und 
Gefährdungsgesprächen, dem Aufzeigen von möglichen Gefah-
renpotentialen, einer regelmäßigen und unabhängigen Qualitäts-
kontrolle sowie einer kompetenten Suchtberatungsmöglichkeit 
sichergestellt werden.

Drug-Checking ermöglichen

Die Wiedereinführung einer sanktionsfreien Möglichkeit der Prü-
fung von Rauschmitteln ist wieder einzuführen. Ein Programm, das 
dem Konsumentenschutz dient und Kosten der Gesundheitsver-
sorgung reduziert, wurde in Hannover 2004 eingestellt.

Einrichtung eines Cannabis Social Clubs

Mittels eines Modellprojektes „Cannabis Social Club“ ergeben sich 
viele Vorteile: Nutzer machen sich unabhängig vom Schwarzmarkt 
und sind so vor den teilweise gefährlichen Streckmitteln geschützt, 
die immer weitere Verbreitung finden. Über Engpässe und schwan-
kende Qualität des Angebotes müssen sie sich keine Sorgen mehr 
machen. Sie können sich die Sorte aussuchen, die ihnen am besten 
bekommt. Sogar Bio-Gras ist möglich.
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Einleitung

Wir wollen eine gesunde und natürliche Umwelt erhalten. Dies 
bedeutet die Reduktion des Eintrages von schädlichen Stoff en in 
unsere Umwelt und den Schutz und die Wiederherstellung von 
Naturräumen, insbesondere derer mit einer hohen Artenvielfalt. 
Dazu gehört ein verantwortungsvoller, nachhaltiger Umgang mit 
Ressourcen. Um nachfolgenden Generationen Möglichkeiten zu 
erhalten, sollen generative Ressourcen in großem Umfang genutzt 
werden und soweit möglich die Verwendung insbesondere von 
endlichen Ressourcen ersetzen.

Essbare Stadt, Urban Gardening

Die Verwaltung soll ermitteln, welche öff entlichen Grünfl ächen 
durch essbare Nutzpfl anzen aufgewertet werden können und wie 
die Umsetzung dieser Maßnahmen gestaltet werden kann. Bei 
Neupfl anzung in allen öff entlichen Grünanlagen an Schulen, 

Umwelt- und 

Tierpolitik
heißt, den Einklang mit der Natur zu suchen 
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Sportplätzen und öffentlichen Gebäuden soll in Zukunft essbaren 
Pflanzen bzw. Pflanzen mit essbaren Früchten der Vorzug vor an-
deren Bepflanzungen gegeben werden. Dies gilt gleichermaßen für 
Flächen, die bislang ohne gesonderte Bepflanzung gelassen wur-
den, wie z.B. Baumscheiben.

Bienenförderung

Wir unterstützen die weitere Ansiedlung von Stadtbienenvölkern 
im urbanen Bereich. Gerade in der immer stärker verbauten Um-
welt sind Bemühungen zu unternehmen, die wenige verbliebene 
Natur zu unterstützen. Entsprechend dem Ansatz von Urban Gar-
dening sind damit auch Insekten- und insbesondere Bienenpopu-
lationen anzusiedeln. Das Projekt „Hannover summt“ soll ausge-
baut werden.

Baumschutzsatzung

Die Baumschutzsatzung soll dahingehend erweitert werden, Obst-
bäume und städtischen Bewuchs einzuschließen. Dies soll als 
Grundlage für Erweiterungen oder neu zu schaffende Baumschutz-
satzungen in der Region dienen.

Kein Fracking

Die Region Hannover und wo noch nicht geschehen die in ihr ver-
sammelten Städte und Gemeinden sollen der Kampagne „Fra-
ckingfreie Gemeinde“ beitreten. Weiterhin soll, wo möglich, zur 
Vermeidung von Fracking ein Wasserschutzgebiet nach § 48 des 
Niedersächsischen Wassergesetzes ausgewiesen werden.

Kraft-Wärme- und Kraft-Wärme-Kälte-Kopplung

Den Ausbau der Kraft-Wärme- (KWK) und Kraft-Wärme-Kälte-Kopp-
lung (KWKK) sehen wir als wichtigen Bestandteil der Energiewen-
de. Durch die KWK und die KWKK können fossile und regenerative 

Energieträger (Biogas) deutlich effizienter genutzt werden, als 
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bei einer getrennten Strom-, Wärme- und Kälteerzeugung. In Be-
bauungsplänen soll geprüft werden, welche Möglichkeiten für KWK 
und KWKK bestehen.

Biogasbetriebene Blockheizkraftwerke in Siedlungen

Bei der Planung neuer Wohngebiete soll die Möglichkeit der örtli-
chen Erzeugung von Biogas aus mischkulturellem Anbau berück-
sichtigt werden. Eine verstärkte Veredlung von Biogas auf Erd-
gas-Qualität wird angestrebt.

Überdüngung / Nitratbelastung des Grundwassers

Das bereits existierende Gülleregister ist für alle Bürger frei zu-
gänglich zu machen, um eine optimale Informationsquelle über die 
auf Felder ausgebrachten Mengen für alle Interessenten zur Verfü-
gung zu stellen.

Freier Zugang zu allen Naturgebieten für alle Menschen

Der Genuss der Naturschönheiten und die Erholung in der freien 
Natur ist für jeden Menschen ein Grundrecht. Das Betreten von 
Wäldern, Stränden, Küsten- und Flussgebieten sowie das Befahren 
der Gewässer und die Aneignung wildwachsender Erträge in gerin-
ger Menge für den eigenen Gebrauch soll unentgeltlich gestattet 
sein. Jedermann ist verpflichtet, mit Natur und Landschaft pfleglich 
umzugehen.

Abschaffung der Umweltzone

Die Zufahrtsbeschränkungen für bestimmte Fahrzeuge (Umwelt-
zonen) sind – inzwischen durch staatliche Studien nachgewiesen – 
wirkungslos. Neben der Abschaffung der Umweltzonen wollen wir 
mehr E-Mobilität fördern und mit intelligenten Verkehrsleitsyste-
men die Belastung der Luft durch Abgase vermindern.
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Lichtverschmutzung verringern

Im Sinne des natürlichen Tag-Nacht-Rhythmusses von Mensch, 
Tier und Natur streben wir  eine Einschränkung von vermeidbaren 
Lichtemissionen an. Dies umfasst Straßenbeleuchtungen, die oft 
ohne Komfort- oder Sicherheitseinbußen stark eingeschränkt wer-
den können. Ebenso sind Sondergenehmigungen für jegliche Art 
von Lichtinstallation auf ihre Vereinbarkeit mit dem Ziel der Ver-
meidung der Lichtverschmutzung zu überprüfen.

Keine Wildtiere im Zirkus

Es sollen keine Genehmigungen für Gastspiele von Zirkusunterneh-
men mit Wildtieren mehr erteilt werden. Aus bundesrechtlichen 
Gründen kann eine Ablehnung aber nur auf stadt- und gemeinde-
eigenen Plätzen stattfinden und soll dort umgesetzt werden.

Massentierhaltung

Mittels der Möglichkeiten der Bauleitplanung ist die Ausstellung 
von weiteren Genehmigungen zur Massentierhaltung einzuschrän-
ken.

Katzenschutzverordnung

Mit der Einführung einer Katzenschutzverordnung (KSV) kann das 
Leid wildlebender Katzen gelindert werden. Die Kommunen, die 
eine KSV bereits haben, sind in der Beibehaltung und der Ausge-
staltung zu unterstützen; andere Kommunen sind zu ermuntern, 
eine KSV zu schaffen.

Hinterlassenschaften von Polizeipferden

Für die Pferde der Polizeidirektion Hannover ist eine Pooh-Bag-
Pflicht einzuführen. Hierdurch wird ein Verschmutzen der öffentli-
chen Straßen und Plätze durch die Hinterlassenschaften vollständig 
verhindert. Die besondere Erlaubnis, Hinterlassenschaften von Po-

lizeipferden nicht sofort zu beseitigen, wird damit redundant. 
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Damit orientieren wir uns am Vorgehen auf Mallorca, wo dies seit 
2014 der Fall ist. In der Folge sind Pferde mit einem Auffangbeutel, 
ähnlich der Fiakerpferde in Wien, auszustatten.

Abschaffung der Hundesteuer

Wir streben die Aufhebung der Satzung zur Besteuerung von Hun-
den in den Städten der Region Hannover an. Sie ist abzuschaffen, 
da keine Gegenleistung der zur Zeit von der Stadt Hannover jährlich 
eingenommenen 2,2 Millionen € erfolgt und die Steuer aus Grün-
den eingeführt wurde, die mit Hundehaltung nichts zu tun haben.

Rohstoffvernichtung verhindern

Die Bedingungen für von der Region Hannover eingesetzte Entsor-
gungsunternehmen sind so zu formulieren, dass eine private Ent-
nahme von Gegenständen aus bereitgestelltem Sperrmüll möglich 
und zulässig ist. Langfristiges Ziel soll sein, offensichtlich als Abfall 
vorgesehene Güter als gemeinfrei zu definieren.

Lebensmittelverschwendung begrenzen

Die Piraten meinen: Lebensmittel gehören auf den Tisch, nicht in 
die Tonne. Wir fordern Absprachen zwischen Kommunen und Un-
ternehmen, nicht mehr für den Verkauf geeignete, aber noch ge-
nießbare Waren der Allgemeinheit, insbesondere karitativen Zwe-
cken, zur Verfügung zu stellen. Die Möglichkeit zum Weiterverkauf 
derartiger Waren ist durch geeignete Maßnahmen auszuschließen.
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